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Stuttgart, den 30. November 2025  

   

Planungen zur Erstaufnahmeeinrichtung im Gebiet Schanzacker –  

Bitte um Einordnung der Alternativenprüfung und der Auswirkungen auf die Region 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin Gentges, liebe Marion, 

die aktuellen Hinweise, dass das Land für den Schanzacker keine 

Landeserstaufnahmeeinrichtung, sondern eine Erstaufnahmeeinrichtung prüft, haben in der 

Region eine neue Diskussion ausgelöst. Viele Menschen möchten verstehen, was ein solcher 

Standort konkret bedeutet – hinsichtlich Größe, Aufgaben, Aufenthaltsdauer und der 

Auswirkungen auf die umliegenden Gemeinden. Da eine EA deutlich kleiner dimensioniert ist 

als eine LEA und andere Verfahrensschritte abdeckt, ist eine klare Einordnung notwendig, um 

Fehleinschätzungen im öffentlichen Raum zu vermeiden. 

In der Region liegt mit dem Standort in Kornwestheim ein Beispiel vor, das zeigt, wie eine 

Erstaufnahme funktionieren kann, wenn Abläufe stimmig organisiert sind, der Standort in ein 

gewachsenes Umfeld eingebettet ist und Unterstützungsangebote – etwa durch Ehrenamtliche 

– niedrigschwellig anknüpfbar sind. Die positiven Erfahrungen vor Ort hängen nicht allein am 

Gebäude selbst, sondern an der Lage, der Erreichbarkeit, der Einbindung in das Quartier und 

der Möglichkeit, vorhandene Strukturen sinnvoll zu nutzen. Vor diesem Hintergrund wird in der 

Öffentlichkeit zunehmend die Frage gestellt, ob im Landkreis Ludwigsburg – sei es in der Stadt 

Ludwigsburg oder in anderen Gemeinden – weitere Bestandsimmobilien erneut geprüft wurden 

oder geprüft werden könnten, bevor ein unerschlossener Standort wie der Schanzacker 
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endgültig festgelegt wird. Auch die Alltagstauglichkeit der baulichen Gegebenheiten spielt eine 

Rolle; die Erfahrungen in Kornwestheim zeigen, dass Zimmereinteilungen, Grundrisse und 

Gebäudezuschnitt den Ablauf in einer Unterkunft stark beeinflussen können, unabhängig davon, 

ob es sich um eine bestehende oder neu errichtete Immobilie handelt. 

Vor diesem Hintergrund interessiert, warum das Land trotz der bereits bekannten 

Herausforderungen am Schanzacker weiterhin an diesem Standort festhält. Es wäre hilfreich, 

wenn Sie darstellen könnten, ob im Rahmen der aktuellen Neubewertung weitere Immobilien 

im Landkreis betrachtet wurden, ob Gespräche mit der Stadt Ludwigsburg, umliegenden 

Gemeinden oder dem Landratsamt hierzu geführt wurden oder ob solche Gespräche vor einer 

endgültigen Entscheidung vorgesehen sind. 

Parallel dazu bitten viele Menschen in der Region um Orientierung, wie eine weitere EA im 

Landkreis Ludwigsburg in das landesweite Aufnahmesystem eingeordnet wird: welche 

Kapazitäten Baden-Württemberg plant, wie sich die Zugänge entwickeln, welche Rolle die neue 

LEA in Stuttgart-Weilimdorf für die Gesamtstruktur spielt und welche konkrete Funktion eine 

weitere EA in unserem Landkreis übernehmen soll. Ebenso relevant ist die Frage, welche 

infrastrukturellen Auswirkungen auf Ludwigsburg, Asperg und Tamm realistisch zu erwarten 

sind – insbesondere in Bezug auf Verkehr, medizinische Versorgung und kommunale Dienste – 

und ob das Konzept vorsieht, wesentliche Leistungen innerhalb des Standorts zu bündeln, 

sodass Belastungen der lokalen Strukturen so gering wie möglich bleiben. 

Hinzu kommt eine weitere Frage, die in der Region zunehmend gestellt wird: Welche 

Nutzungsmöglichkeiten sieht das Land für die übrigen Flächen des Schanzackers vor, sofern nur 

ein Teil des Areals für eine EA benötigt wird? Da es sich um eine Fläche im Eigentum des Landes 

handelt, wäre für die Kommunen nachvollziehbar, ob das Areal vollständig für staatliche Zwecke 

vorgehalten wird, ob alternative Nutzungen denkbar wären oder ob Teile künftig dem Bereich 

der kritischen Infrastruktur zugeordnet werden. Auch hierzu wäre eine Einordnung hilfreich, um 

unnötige Spekulationen zu vermeiden. 

Damit ich die Situation gegenüber den Menschen im Wahlkreis verlässlich einordnen kann, bitte 

ich Sie um eine Rückmeldung zum Stand der Prüfungen, zu den betrachteten Alternativen im 

Landkreis Ludwigsburg und zu den weiteren Schritten, die das Land in den kommenden 

Monaten plant. Ich bedanke mich bereits im Voraus für eine zeitnahe Antwort.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Silke Gericke, MdL                                                 
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Planungen zur Erstaufnahmeeinrichtung im Gebiet Schanzacker - Bitte 
um Einordnung der Alternativprüfungen und der Auswirkungen auf die 
Region

Sehr geehrte Frau Abgeordnete,

für Ihr Schreiben vom 30. November 2025, in dem Sie sich nach den aktuellen Planungen zur 
Prüfung einer Erstaufnahmeeinrichtung auf dem Schanzacker sowie nach Alternativstandorten 
im Landkreis Ludwigsburg erkundigen, bedanke ich mich.

Zu Beginn möchte ich darauf hinweisen, dass die vom Land im Februar 2023 eingeleitete 
ergebnisoffene Prüfung, ob sich ein Grundstück im Gebiet „Schanzacker“ als Areal für eine 
Erstaufnahmeeinrichtung eignet, noch andauert. Im Rahmen dieser Prüfung wurde bislang 
nicht festgelegt, ob es sich bei der geplanten Einrichtung um eine Erstaufnahmeeinrichtung 
(EA) odereine Landeserstaufnahmeeinrichtung (LEA) handeln könnte.

Die Erstaufnahme funktioniert in Baden-Württemberg nach dem sogenannten „1+4-System“. 
Hierbei wirken verschiedene Arten von Einrichtungen zusammen: Das Ankunftszentrum (AZ) in 
Heidelberg und eine LEA in jedem Regierungsbezirk, die in der Regel die erste Station für alle 
Geflüchteten ist, die in Baden-Württemberg ankommen. Hier werden die wichtigen 
Verfahrensschritte im Aufnahme- und Asylverfahren gebündelt durchlaufen: die Registrierung, 
die ärztliche Untersuchung und die Asylantragsstellung inklusive Anhörung beim Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Dafür ist das BAMF jeweils mit einer Außenstelle 
präsent. Die Bündelung ermöglicht eine schnelle und effiziente Abwicklung bei der
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Erstaufnahme. Neben AZ und LEA gibt es landesweit weitere EA. Sie dienen ausschließlich der 
Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten.

Mit dem Abschluss der Vereinbarung mit der Stadt Stuttgart über den Betrieb einer LEA in der 
Landeshauptstadt haben sich die Planungen des Landes dahingehend präzisiert, dass es sich 
bei der Einrichtung in Stuttgart-Weilimdorf, im Regierungsbezirk Stuttgart, um eine LEA 
handeln soll. Folglich wird das Grundstück im Gebiet Schanzacker als möglicher EA-Standort 
weitergeprüft. Zur Größe der Einrichtung können allerdings zum jetzigen Zeitpunkt keine 
Aussagen gemacht werden. Die Kapazität der Einrichtung orientiert sich nicht nur an der 
Funktion der Einrichtung, sondern auch am landesweiten Gesamtbedarf an Unterkunftsplätzen. 
Eine EA ist nicht zwangsläufig kleiner als eine LEA.

Hinsichtlich der infrastrukturellen Auswirkungen ist festzustellen, dass den Kreisen und 
Kommunen durch eine Einrichtung der Erstaufnahme vor Ort kein finanzieller Aufwand 
entsteht: Das Land trägt sämtliche Kosten für die Unterbringung der Geflüchteten und den 
Betrieb der Einrichtung. Außerdem sorgt das Land für ein umfassendes Betreuungs- und 
Versorgungsangebot in den Einrichtungen. So steht den Bewohnerinnen und Bewohnern einer 
Einrichtung zur Erstaufnahme etwa eine Kinderbetreuung oder eine ambulante Krankenstation 
zur Verfügung. Dadurch sind sie nur in Ausnahmefällen auf die Infrastruktur außerhalb der 
Einrichtung angewiesen - etwa dann, wenn eine Krankheit nicht in der dortigen Krankenstation 
behandelt werden kann. Auch die Fachkräfte, die sich um die Kinderbetreuung in der
Einrichtung kümmern, werden nicht vor der eigenen Haustür abgeworben: Die Dienstleistungen 
in einer Einrichtung zur Erstaufnahme werden europaweit ausgeschrieben. So wird das 
nichtärztliche medizinische Fachpersonal durch externe medizinische Dienstleister gestellt, die 
über mobiles und überregionales Personal verfügen. Auch die kommunalen
Ausländerbehörden werden nicht in Anspruch genommen, da die Regierungspräsidien diese 
Aufgabe in den Einrichtungen übernehmen. Dies alles gilt sowohl für EA als auch für LEA.

Tatsächlich sind mit der Inbetriebnahme einer Einrichtung der Erstaufnahme durchaus Vorteile 
für die betroffenen Städte und Gemeinden verbunden. So werden die Stadt- oder Landkreise, 
in denen sich eine solche Einrichtung befindet, von der Zuweisung von Asylsuchenden in die 
vorläufige Unterbringung bis zu einer gewissen Höhe freigestellt (sog. Privilegierung). Dies 
bedeutet, dass sie nach Inbetriebnahme der Einrichtung zukünftig weniger Geflüchtete in 
eigener Verantwortung aufnehmen und unterbringen müssen. In der Folge ist auch für 
Zuweisungen in die kommunale Anschlussunterbringung eine Befreiung der kreisangehörigen 
Gemeinde, auf deren Gebiet sich Erstaufnahmeeinrichtung befindet, und auch angrenzender 
Gemeinden möglich. Die Reduzierung bzw. Freistellung von Zuweisungen in die

Seite 2 von 4



Anschlussunterbringung führt regelmäßig zu einer Entlastung der lokalen Strukturen der 
betroffenen Kommunen. Hinzu kommt, dass die Einwohner der Einrichtung auf die Quoten 
nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) angerechnet werden. Dazu sind mit dem Betrieb 
einer EA die Schaffung von Arbeitsplätzen verbunden. Mit dem Regierungspräsidium Stuttgart 
würde sich eine Landesbehörde ansiedeln.

Die Regelkapazitäten der Erstaufnahme des Landes sind aktuell zu ca. 70 % ausgelastet. Der 
Ministerrat hat im Frühjahr 2024 beschlossen, die Regelkapazitäten der 
Erstaufnahmeeinrichtungen auf 15.000 Plätze für 12.000 Personen auszubauen. An diesem 
Beschluss wird festgehalten, um das Land Baden-Württemberg auch in Krisensituationen 
handlungsfähig zu halten.

Das Land hat bei diesem Kapazitätsaufbau bereits wirkliche Fortschritte gemacht und ist gut 
vorangekommen. Es wurde mit dem Gewerbepark Breisgau eine Vereinbarung geschlossen und 
vor wenigen Wochen mit der Landeshauptstadt Stuttgart der Betrieb einer LEA mit einer 
Regelkapazität von 1.300 Personen vereinbart. An vielen Bestandsstandorten werden 
Kapazitäten einvernehmlich erweitert, weil sie gut funktionieren und sie von der LEA- 
Privilegierung profitieren. Für eine abschließende Aussage zum Abschluss der noch laufenden 
Prüfungen ist es aktuell aber noch zu früh.

Derzeit kann nicht beurteilt werden, wann die Prüfung im Gebiet Schanzacker abgeschlossen 
ist. Dementsprechend kann zum jetzigen Zeitpunkt auch keine Aussage zur Nutzung möglicher 
Restflächen des Landesgrundstücks auf dem Schanzacker getroffen werden.

Dem Land wurden überdies bislang keine vergleichbaren (Bestands)lmmobilien für eine 
dauerhafte EA im Landkreis Ludwigsburg angeboten, weder von Seiten des Landkreises noch 
von den beteiligten Kommunen.

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, mir ist bewusst, dass das Thema Flüchtlingserstaufnahme 
weiterhin viele Fragen aufwirft. Sehr gerne möchte ich Sie daher dazu einladen, mit meinem 
Haus und mir hierzu in engem Austausch zu bleiben.
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Mit freundlichen Grüßen

Marion Gentges MdL
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